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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Anwendung der Systeme 
der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

eine Entscheidung des Rats über die Anwendung des Artikels 51 
des Vertrages auf die französischen überseeischen Departements 

— Drucksache V/197 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Kalinke 


Zu dem Vorschlag einer Verordnung des Rats über \ 
die Anwendung der Systeme der Sozialen Sicherheit j 
auf Arbeitnehmer und deren Familien, die inner-, j 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

Der Verordnungsvorschlag bezweckt eine Revi- 
sion der zur Zeit geltenden EWG-Verordnimg Nr. 3 
über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitneh- 
mer. Diese EWG-Verordnung, die seit dem 1. Januar 
1959 in Kraft ist, hat sich grundsätzlich bewährt. 
Mit ihrer Reform sollen die bei ihrer praktischen 
Anwendung entstandenen Schwierigkeiten beseitigt 
und die Verordnung in einigen Punkten verbessert 
werden. Verschiedene Bestimmungen der Verord- 
nung sind mehrdeutig gefaßt und mußten durch 
Urteile des Europäischen Gerichtshofs der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie durch Beschlüsse der 
Verwaltungskommission der EWG für die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer ausgelegt wer- 
den. Außerdem wird angestrebt, einige bisher durch 
die Verordnung noch nicht geregelte Fälle künftig 
zu erfassen. Die Kommission hat daher empfohlen, | 
die genannten Lücken zu schließen und eine An- 
derunqs- bzw. Ergänziingsverordnung zu erlassen. 


Das Ziel aller Maßnahmen ist nach der Begrün- 
dung zur Drucksache V/197: 

1. sämtliche Grundbestimmungen für die Durchfüh- 
rung des Artikels 51 des Vertrages einschließlich 
aller Bestimmungen für Grenzgänger, Saison- 
arbeiter und Seeleute zusammenzufassen; 

2. die Hebung des Lebensstandards der Arbeitneh- 
mer zu fördern und in sämtlichen Gebieten der 
Gemeinschaft die Leistungen der sozialen Sicher- 
heit ohne Rücksicht auf den Beschäftigungsort 
und Wohnsitz für die Arbeitnehmer sicherzu- 
stellen; 

3. bereits erworbene Ansprüche durch die Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer nicht zu gefährden, 
sondern vielmehr jeden Verlust durch zumindest 
gleichwertige Vorteile auszugleichen, soweit der 
Gesamtbetrag der Leistungen nicht den Höchst- 
betrag der Leistungen überschreitet, auf die die 
Arbeitnehmer Anspruch hätten, wenn sie den 
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaa- 
tes unterstanden hätten. Für den Inhalt des 
Verordnungsvorschlags war ferner maßgebend 
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die in den verschiedenen Mitgliedstaaten in der 
Zwischenzeit erfolgte Änderung der bestehenden 
Systeme der sozialen Sicherheit, die die Ände- 
rung einiger Vorschriften, die auf diese Systeme 
zugeschnitten sind, erforderlich machen, und die 
Fortentwicklung des Rechts, die eine Änpassung 
an den neuen Rechtszustand fordert. Schließlich 
haben sich auch in der Praxis gewisse Vorschrif- 
ten über die Durchführung der Verordnung — 
etwa über das Äbrechnungsverfahren - — als zu 
schwerfällig erwiesen. Äuch um diese Mängel 
zu beseitigen, soll eine Revision der EWG- 
Verordnung Nr. 3 erfolgen. 

Der Verordnungsvorschlag der EWG-Kommission 

enthält gegenüber der zur Zeit geltenden EWG- 

Verordnung Nr. 3 folgende wesentliche Änderung- 
gen bzw. Verbesserungen; 

1. Äuf dem Gebiet der Krankenversicherung geht 
es in der Verordnung um die Versorgung der 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien, um 
die Gewährung von Sachleistungen für Krank- 
heit und Mutterschaft für Ärbeitnehmer, die im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaates wohnen und um die Regelung 
der Familienhilfeleistungen an die Familien- 
angehörigen der Ärbeitnehmer. Die neue Ver- ! 
Ordnung soll auch die Rentenantragsteller in den 
Versicherungsschutz der Krankenversicherung 
einbeziehen. 

Der Äusschuß für Sozialpolitik unterstützt in der 
Diskussion die Äbsicht der Regierung, eine 
behutsame, die finanziellen Äuswirkungen der 
Beitrags- und Steuerzahler berücksichtigende 
Festsetzung der Pauschalierungsbeträge anzu- 
streben. Er hält das bisherige Pauschalierungs- 
system für angemessen und warnt daher vor 
Äusweitung der Belastungen. 

2. Im Bereich der Familienleistungen soll das 
Prinzip der bisherigen Verordnung Nr. 3, wo- 
nach die Leistungen durch das Besdiäftigungs- 
land mit gewissen Beschränkungen gewährt 
werden, durch das System der Gewährung der 
Leistungen durch das Wohnland der Kinder 
ersetzt werden. Die Kosten der gewährten Lei- 
stungen soll der Staat übernehmen, dessen 
Rechtsvorschriften der Ärbeitnehmer untersteht, 
d. h. die Leistungen bestimmen sich nach dem 
Wohnland, die Kosten hat das Beschäftigungs- 
land mit gewissen Begrenzungen zu erstatten. 
Nach Artikel 60 der Verordnung hat ein Arbeit- 
nehmer, der den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates untersteht, Anspruch auf die Lei- 
stungen des Staates, in dem seine Familienan- 
gehörigen wohnen. Der Ärbeitnehmer, dessen 
Familienangehörige ihn in das Hoheitsgebiet 
des Staates begleiten, in das er entsandt ist, hat 
Anspruch auf die Leistungen des Landes, aus 
dem er entsandt ist. 

3. Im Bereich der Rentenversicherung soll eine 
Verbesserung durch die Reform der Verordnung 
erfolgen und Härtefälle beseitigt werden. Durdi 
die Änderung soll vor allem eine in einigen 
Mitgliedstaaten noch bestehende Höchstrenten- 
begrenzung mit dem Ziel der Sicherung einer 


einmal erworbenen Maximalrente als Härte 
beseitigt werden. Dadurch werden bisher mög- 
liche Rentenkürzungen bei längeren Versiche- 
rungszeiten nicht mehr erfolgen. Ferner sollen 
das Zulagensystem und das Problem der jähr- 
lichen Änpassung bei der Festsetzung der 
Rente durch ein vereinfachtes System gelöst 
werden. 

4. Im Bereich der Unfallversicherung soll schließ- 
lich auch die zwischenzeitlich verabschiedete Sili- 
koseverordnung vereinfacht werden. 

5. Im Bereich der Arbeitslosenversicherung soll bei 
Vollarbeitslosigkeit das Arbeitslosengeld von 
nun an stets nach den Rechtsvorschriften des 
Landes gewährt werden, in dem sich der Arbeits- 
lose während seiner Arbeitslosigkeit gemeldet 
hat. Er hat den Antrag innerhalb von 30 Tagen 
zu stellen. Die Erstattung des Arbeitslosengeldes, 
das vom Wohnortland des Versicherten gezahlt 
wird, erfolgt durdi das Besdiäftigungsland. Die 
Verordnung bringt Änderungen und Verbesse- 
rungen im Interesse der Wanderarbeitnehmer 
nach dem neuen Entwurf. Der neue Entwurf 
weicht insofern vom bisherigen Recht ab, als 
nunmehr das Wohnland die Leistungen zu ge- 
währen hat, wie das auch in dem bisher gelten- 
den zweiseitigen Abkommen der Fall ist. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit begrüßt 
das formelle Ziel des Verordnungsenwurfs, nämlich 
Zusammenfassung aller bisher erlassenen Grund- 
bestimmungen zur Durchführung des Artikels 51 
des EWG-Vertrages einschließlich der damit im Zu- 
sammenhang stehenden Vorschriften für Grenz- 
gänger, Saisonarbeiter und Seeleute; 

der Ausschuß für Arbeit sieht die materiellen 
Ziele des Verordnungsentwurfs, nämlich Sicherstel- 
lung der Leistungen der sozialen Sicherheit für alle 
Versicherten und deren anspruchsberechtigten An- 
gehörigen ohne Rücksicht auf Beschäftigung und 
Wohnsitz sowie die Erreichung einer möglichst 
gleichen Behandlung aller Angehörigen der Mit- 
gliedstaaten trotz der noch bestehenden unterschied- 
lichen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, ebenfalls 
für erstrebenswert an, 

der Ausschuß für Arbeit hält es jedoch für rat- 
sam, wenn die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen im Ministerrat darauf achtet, daß der Ver- 
ordnungsentwurf in einer Fassung verabschiedet 
wird, die es verhindert, daß man sich während der 
Übergangszeit, in der auf Grund der noch nicht 
harmonisierten einzelstaatlichen Regelungen ver- 
schieden hohe Sozialleistungen gleicher Art ge- 
währt werden, durch mißbräuchliche Berufung auf 
das Prinzip der Freizügigkeit die jeweils höchste 
Sozialleistung verschaffen kann. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik unterstützt diese 
Stellungnahme und empfiehlt ebenfalls, bei den 
Beratungen im Ministerrat darauf hinzuwirken, 
daß eine mißbräuchliche Auswirkung der Neuord- 
nung ausgeschlossen wird. Der Ausschuß für Sozial- 
politik unterstützt in der Aussprache diesen Wunsch 
vor allem um einer gerechten Verteilung der Lei- 
stungen und Lasten wegen. Der Ausschuß unter- 
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stützt die Absicht der Regierung, die Erstattung der 
Leistungen bei Vollarbeitslosigkeit nicht durchzu- 
führen, wenn der betreffende Arbeitnehmer nicht 
mindestens drei Monate im Gastland gearbeitet hat. 

Im übrigen stimmt auch der Ausschuß für Sozial- 
politik dem Ziel des Verordnungsentwurfs zu, daß 
eine möglichst gerechte Behandlung erreicht wer- 
den muß. Aus Gründen der erstrebten sozialen Ge- 
rechtigkeit und Gleichbehandlung sollte nach Mei- 
nung des Ausschusses vermieden werden, die Wan- 
derarbeitnehmer besserzustellen als die einheimi- 
schen Arbeitnehmer der Mitgliedländer. Ferner 
sprach sich der Ausschuß dafür aus, die vollen 
Familienleistungen an deutsche Grenzgänger, ins- 
besondere solche des Saarlandes, zu erhalten. Er 
bittet die Bundesregierung, in den Verhandlungen 
mit Frankreich dieses sozialpolitische Ziel im Inter- 
esse der Grenzgänger durchzusetzen. 

Der Ausschuß unterstützt ferner die Vorstellung 
der Bundesregierung, daß die Gleichbehandlung 
der Wanderarbeitnehmer bei Aufenthalt in Dritt- 
staaten im Zusammenhang mit dem Export der 
Leistungen in diese Staaten gesehen werden muß. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Verpflich- 


tungen wechselseitig entstehen sollten und nicht 
einen Staat einseitig belasten dürfen. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik bittet die Ver- 
treter der Bundesregierung, bei den Verhandlungen 
im Ministerrat die zusätzlichen Empfehlungen der 
Ausschüsse für Arbeit und Sozialpolitik zu berück- 
sichtigen. 

Zu der Entscheidung des Rats über die Anwendung 
des Artikels 51 des Vertrages auf die französischen 
überseeischen Departements 

Durch die Entscheidung soll die Anwendbarkeit 
der Verordnung des Rats über die Anwendung der 
Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- und abwandern, im Gebiet der französi- 
schen überseeischen Departements, in denen auch 
die derzeitige EWG-Verordnung Nr. 3 gilt, sicher- 
gestellt werden. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
zung vom 22. Juni 1966 einstimmig beschlossen, dem 
Plenum des Deutschen Bundestages zu empfehlen, 
von den Vorschlägen der Kommission der EWG 
I zustimmend Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Frau Kalinke 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorschläge der EWG-Kommission — Druck- 
sache V/197 — zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Sdiellenberg Frau Kalinke 

Vorsitzender Berichterstatterin 


angenommen in der 51. Plenarsitzung am 27. Juni 1966 
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